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14 Verordnung 


betreffend Anderung des Steuergrundgeſetzes. 
Vom 21. Januar 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 50, 51, 53 und 57 und des § 2 Buchſtabe a) und d) des Geſetzes zur 
Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 

Artikel! 

Das Steuergrundgeſetz vom 22. 6. 1931 (G. Bl. S. 497) in der zurzeit geltenden Faſſung wird 
wie folgt geändert: 

1. dem 8 96 wird folgender Abſatz 3 hinzugefügt: 

„(3) Hat der Staat für einen Steuerpflichtigen im Hinblick auf eine Steuerſchuld des⸗ 
ſelben eine Zahlung in voller oder teilweiſer Höhe der Steuerſchuld geleiſtet, ſo bleibt der 
Anſpruch des Staates gegen den Steuerpflichtigen auf Zahlung als Steueranſpruch, der 
dem Staate geſchuldete Betrag als Steuer beſtehen.“ 

2. § 99 Abſ. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

„2) Trifft der Steuerpflichtige keine Beſtimmung, To wird die Zahlung, die die 
Hauptſchulden nebſt Zinſen, Säumniszuſchlägen und Koſten nicht vollſtändig deckt, zunächſt 
auf die Koſten, dann auf die Zinſen und Säumniszuſchläge und zuletzt auf die Hauptſchulden 
verrechnet.“ 

3. § 99 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„(3) Iſt der Steuerpflichtige mit mehreren Hauptſchulden im Rückſtand, ſo wird aus 
dem gezahlten Geldbetrage, ſoweit er nicht auf die Geldſtrafen, Koſten, Zinſen und Säum⸗ 
niszuſchläge zu verrechnen iſt (Abſ. 2), die Hauptſchuld getilgt, die das Steueramt (Steuer⸗ 
kaſſe) beſtimmt.“ 

4. 8 99 Abſ. 4 wird geſtrichen. 
5. Hinter § 99 wird folgender § 99a eingefügt: 
„8 99 a 

(1) Als Schuldbetrag im Sinne des $ 99 gilt jeder nach den Beſtimmungen über die 
Buchführung in der Steuerkaſſe ſich auf einem Steuerkonto (Kontenfeld) ergebende Rück⸗ 
ſtandsſaldo. Bei gemeinſchaftlicher Verbuchung mehrerer Abgaben auf einem Konto (Konten⸗ 

| feld) wird der auf dieſem Konto Gontenfeld) ausgewieſene Rückſtandsſaldo nur als ein 
Schuldbetrag im Sinne des § 99 angeſehen. 

(2) Reicht ein von dem Steuerpflichtigen freiwillig gezahlter Geldbetrag nicht zur 
vollen Deckung des entweder von ihm ſelbſt oder vom Steueramt (Steuerkaſſe) im Rahmen 
des § 99 beſtimmten Schuldbetrages aus, ſo gelten durch die Zahlung vorbehaltlich des 
Abi. 3 ſtets die im Rückſtandsſaldo (Abſ. 1) enthaltenen älteſten Einzelforderungen als getilgt. 
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(3) Hat das Steueramt bereits Maßnahmen zur zwangsweiſen Einziehung eines Schuld- 
betrages ergriffen, ſo darf eine auf demſelben Konto (Kontenfeld) zu verbuchende Zahlung 
des Steuerpflichtigen in Abweichung von Abſ. 2 zunächſt auf dorthin gehörende ſpäter fällig 
gewordene Einzelforderungen verrechnet werden. Als Maßnahme zur zwangsweiſen Einziehung 
im Sinne dieſer Vorſchriften iſt auch die Erſtattung einer Rückſtandsanzeige anzuſehen. 

(4) Iſt im Hinblick auf beſondere geſetzliche Vorſchriften die nachträgliche Auseinander— 
rechnung eines Schuldbetrages erforderlich, der ſich aus Einzelbeträgen verſchiedener Steuern 
zuſammenſetzt, ſo iſt in Abweichung von Abſ. 1 Satz 2 jeder einzelne darin enthaltene 
Steuerbetrag als Hauptſchuld anzuſehen; gleichzeitig fällig gewordene Steuern gelten als 
anteilsmäßig getilgt.“ 

6. § 106 erhält folgende Faſſung: 
„§ 106 

Bei Verbrauchsſteuern und Forderungen des Staates im Sinne des $ 96 Abſ. 3 
kann der Finanzſenator die Zahlung fälliger Beträge auf Antrag des Steuerpflichtigen gegen 
Sicherheit, ſoweit nicht eine kürzere Friſt vorgeſchrieben iſt, auf ſechs Monate hinausſchieben. 
Der Senat kann dieſe Befugnis auf das Landeszollamt übertragen. Der Senat kann ferner 
auch ohne Sicherheit einen Aufſchub bis zu drei Monaten bewilligen.“ 

7. $ 109 wird wie folgt geändert: Anſtelle des erſten Satzes tritt: 

„() Eine Sicherheit iſt nach dem Ermeſſen der zur Entſcheidung über die Stundung 

oder den Aufſchub berufenen Stelle zu leiſten durch 
1 10 


Bra 82113 werden die Worte „nach ſeiner Wahl“ geſtrichen. 


9. § 117 wird geſtrichen. 
10. In $ 157 Abſ. 1 Ziffer Id und e) werden die Worte „10000 8“ durch die Worte „5 000 8“ 


erſetzt. 
11. In $ 157 Abſ. 1 Ziffer 1d) werden die Worte „gewerbliches Einkommen“ durch das Wort „Ge— 


werbeertrag“ erſetzt. 
12. Dem $ 323 Abſ. 1 wird folgender Satz 2 hinzugefügt: 
„Dieſer haftet bis zu der in der Pfändungsverhandlung oder im Pfändungsbeſchluß ange— 
gebenen Höhe für ſämtliche fälligen Steuerrückſtände des Schuldners ohne Rückſicht darauf, 
um welche Einzelforderung es ſich handelt und wann die Fälligkeit eingetreten iſt.“ 
Artikel II 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. 1. 1937 in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten das Geſetz über die gemeinſchaftliche Er— 
hebung der veranlagten Einkommen-, Körperſchafts-, Vermögens-, Gewerbe- und Umſatzſteuer vom 
27. 9. 1928 (G. Bl. S. 207) und $ 11 Abſ. 2 der Kanal- und Müllabfuhrgebührenordnung vom 


28. 6. 1930 (St. A. Teil J, S. 244) außer Kraft. 
Danzig, den 21. Januar 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. FZ. S 61⁰ Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


15 Verordnung 


betreffend den Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem zwiſchen der Republik Polen und dem König⸗ 
reich Gr. Britannien über die gegenſeitige Anerkennung von Schiffseichſcheinen abgeſchloſſenen Ab⸗ 
kommen vom 16. April 1934. 


Vom 3. Oktober 1936. 


Auf Grund der Verordnung betr. Ermächtigung des Senats zur Verkündung Internationaler 
Verträge und Ablommen vom 18. Dezember 1933 (G. Bl. S. 631) wird dem in Warſchau am 
16. April 1934 zwiſchen der Republik Polen und dem Königreich Gr. Britannien abgeſchloſſenen Ab— 
kommen über die gegenſeitige Anerkennung der Schiffseichſcheine zugeſtimmt. 

Die Freie Stadt Danzig iſt dieſem Vertrage mit Wirkung vom 11. Juli 1936 beigetreten. 


” 1] 


Der Wortlaut des Vertrages, der hiermit in Bezug genommen wird, liegt bei dem Senat 
— Abt. Wirtſchaft — zur Einſichtnahme aus. Die deutſche Überſetzung des Vertrages wird nach⸗ 
ſtehend veröffentlicht. 


Danzig, den 3. Oktober 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W 3/37 Greiſer Huth 


Deutſche Überſetzung. 


Abkommen 
zwiſchen dem Präſidenten der Republik Polen und Seiner Majeſtät dem König von Groß⸗Britannien, 
Irland und den Britiſchen überſeeiſchen Dominion, Kaiſer von Indien über die gegenſeitige Anerken⸗ 
nung der Regiſtrierſcheine (oder ⸗zeugniſſe) und anderer nationaler Papiere, die die Eichung 
von Handelsſchiffen betreffen. 
Der Präſident der Republik Polen und 
Seine Majeſtät der König von Groß- Britannien, Irland und den Britiſchen überſeeiſchen Do— 
minion, Kaiſer von Indien, 
die den Abſchluß von Vereinbarungen über die gegenſeitige Anerkennung von Regiſtrierſcheinen 
und anderen nationalen Papieren, die die Eichung von Handelsſchiffen betreffen, als wünſchenswert an⸗ 
erkennen, 
haben beſchloſſen, zu dieſem Zweck ein Abkommen abzuſchließen und haben dazu zu ihren Be⸗ 
vollmächtigten ernannt: 
Der Präſident der Republik Polen: 
Herrn Jozef Beck, Miniſter des Außern, 
Seine Majeſtät der König von Groß-Britannien, Irland und den Britiſchen überſeeiſchen Do— 
minion, Kaiſer von Indien: f 
für Groß-Britannien und Nord-Irland: 
The Right Honourable Sir William Auguſtus Forbes Erskine, 
G. C. M. G., M. V. O., Außerordentlicher und bevollmächtigter Botſchafter Seiner Ma⸗ 
jeſtät in Warſchau; 


für das Dominium von Canada: (wie vor); 
für den Staatenbund von Auſtralien: (wie vor); 
für das Dominium von Neuſeeland: (wie vor); 
für Indien: (wie vor); 


die nach Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten über folgendes übereingekommen 
ſind: — 
Artikel 1 

Vorbehaltlich der Beſtimmungen der Artikel 6 und 7 dieſes Abkommens ſind die Gebiete Seiner 
Majeſtät des Königs von Groß-Britannien, Irland, und der Britiſchen Überſee-Dominion, des 
Kaiſers von Indien (in Nachſtehendem Seine Majeſtät genannt), auf die ſich dieſes Abkommen bezieht, 
folgende: Vereinigtes Königreich von Groß-Britannien und Nord-Irland, Canada, der Auſtraliſche 
Staatenbund für dieſen Zweck unter Einſchluß von Papua und Norfolk-Inſel, Neuſeeland, Neufund⸗ 
land und Indien, alle Britiſchen Kolonien und Schutzſtaaten und alle Mandatsgebiete, über die das 
Mandat von Seiner Majeſtät Regierung im Vereinigten Königreich, Seiner Majeſtät Regierung im 
Auſtraliſchen Staatenbund oder Seiner Majeſtät Regierung in Neuſeeland ausgeübt wird. 

Jeder Hinweis in den nachſtehenden Artikeln dieſes Abkommens auf die Gebiete Seiner Majeſtät 
ſoll als auf jene Gebiete Seiner Majeſtät, auf die das Abkommen Anwendung findet, bezüglich an⸗ 
geſehen werden. 

Artikel 2 

Da die in den Gebieten Seiner Majeſtät beſtehenden Geſetze und Verordnungen, betreffend die 
Eichung von Handelsſchiffen, im weſentlichen mit denjenigen Polens übereinſtimmen, ſollen die pol⸗ 
niſchen Behörden diejenigen Schiffe, die im Beſitz von Regiſtrierſcheinen und ſonſtigen nationalen Pa⸗ 
pieren ſind, die von den zuſtändigen Behörden irgendeines Teiles der Gebiete Seiner Majeſtät ord⸗ 
nungsmäßig ausgeſtellt ſind, ſo anſehen, als beſäſſen ſie den in den beſagten Papieren angegebenen 
Tonnengehalt. Dieſe Schiffe ſollen von einer neuen Eichung in irgendeinem Hafen oder Ort in Polen 
befreit ſein, vorausgeſetzt, daß ähnliche Beſtimmungen den polniſchen Schiffen zuerkannt werden, die 
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im Beſitz von Regiſtrierſcheinen oder anderen nationalen Papieren find, die am oder nach dem 30. No- 
vember 1927 von den zuſtändigen polniſchen Behörden vorſchriftsmäßig ausgeſtellt worden ſind, 
und daß dieſe Schiffe von einer nochmaligen Eichung in irgendeinem Hafen oder Ort innerhalb der 
Gebiete Seiner Majeſtät befreit ſind. 
Artikel 3 
Die Hohen Vertragsparteien kommen überein, daß die Regierung der Republik Polen, der es 
zukommt, die Führung der Auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig auf Grund von 
Artikel 104 des in Verſailles am 28. Juni 1919 unterzeichneten Friedensvertrages und der Artikel 2 
und 6 des zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig am 9. November 1920 geſchloſſenen Ver— 
trages ſicherzuſtellen, jeder Zeit während der Geltungsdauer dieſes Abkommens durch eine Mittei— 
lung auf diplomatiſchem Wege erklären kann, daß die Freie Stadt Danzig Vertragspartei dieſes 
Abkommens iſt, und daß die Freie Stadt die hieraus ſich ergebenden Verpflichtungen übernimmt und 
Rechte erwirbt, vorbehaltlich ſolcher Bedingungen, wie ſie in den Noten vereinbart werden können, die 
auszutauſchen ſind, um eine ſolche Erklärung wirkſam zu machen. 
Artikel 4 
Der Präſident der Republik Polen kann durch eine ſchriftliche Mitteilung auf diplomatiſchem Wege 
mit 12 monatiger Friſt dieſes Abkommen entweder gegenüber allen Gebieten Seiner Majeſtät ge— 
meinſam oder getrennt gegenüber dem Vereinigten Königreich von Groß-Britannien und Nord- 
Irland, Canada, dem Auſtraliſchen Staatenbund, Neuſeeland, Neufundland oder Indien aufheben. 
Artikel 5 
Seine Majeſtät kann dieſes Abkommen durch eine ſchriftliche Mitteilung auf diplomatiſchem Wege 
mit 12 monatiger Friſt gemeinſam oder getrennt für das Vereinigte Königreich, Canada, dem Auſtra— 
liſchen Staatenbund, Neuſeeland, Neufundland oder Indien aufheben. 
Artikel 6 
Falls dieſes Abkommen gemäß Artikel 4 oder 5 getrennt für das Vereinigte Königreich von 
Groß-Britannien und Nord-Irland aufgehoben wird, hört ſeine Geltung auch für alle Britiſchen Ko— 
lonien, alle Britiſchen Schutzſtaaten und alle Mandatsgebiete, über die Seiner Majeſtät Regierung 
im 3 Königreich das Mandat ausübt, und für alle darin regiſtrierten Schiffe auf. 


Artikel 7 
Falls dieſes Abkommen gemäß Artikel 4 oder 5 getrennt für Canada, den Auſtraliſchen Staaten— 
bund, Neuſeeland, Neufundland oder Indien aufgehoben wird, hört ſeine Geltung für die unter 
der Autorität oder Gerichtsbarkeit der Regierung Seiner Majeſtät in Canada oder im Auſtraliſchen 
Staatenbund, oder in Neuſeeland oder in Neufundland oder der Regierung von Indien ſtehenden 
Gebiete und für alle in dieſen Gebieten regiſtrierten Schiffe auf. 
Artikel 8 
Dieſes Abkommen ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen ſo bald wie möglich in 
London ausgetauſcht werden. Es ſoll 30 Tage nach dem Austauſch der Ratifikationsurkunden in Kraft 
treten. 
Zu Urkund deſſen die vorgenannten Bevollmächtigten dieſes Abkommen unterzeichnet und mit 
ihren Siegeln verſehen haben. 
Ausgefertigt in Warſchau in zwei Stücken, jedes in polniſcher und elſcher Sprache, die beide 
maßgebend ſind, am 16. April 1934. 
Für die Republik Polen 
gez. Beck 
Für Groß-Britannien und Nord-Irland 
gez. William Erskine 
Für das Dominium von Canada 
Für den Staatenbund von Auſtralien 
Für das Dominium von Neuſeeland 
Für Indien 
wie vor. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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